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Die israelische Administrativhaft  
unterläuft Chancen  

auf faire Gerichtsverfahren

Flüchtlinge weltweit

Administrativhaft ist eine Form der 
Haft ohne Anklage und damit einherge-
hend auch ohne Aussicht auf ein faires 
Gerichtsverfahren. Administrativhaft 
wurde unter anderem in Südafrika wäh-
rend der Apartheid angewendet und wird 
heute zum Beispiel auch von den USA – in 
Guantanamo Bay – praktiziert. Demnach 
ist Israel nicht der einzige Staat in dem 
Administrativhaft angewendet wird, stellt 
jedoch den einzigen Staat dar, in dem 
Administrativhaft integraler Bestandteil 
des nationalen Rechtssystems ist und so 
bis heute gängige Praxis ist.

Administrativhaft im 
internationalen Recht

Weil Administrativhaft per se eine Reihe 
von Rechten zu verletzen droht, vor allem 
das Recht auf Freiheit und Sicherheit 
vor willkürlichem Freiheitsentzug, ist 
sie im internationalen Recht grundsätz-
lich nur unter festgelegten Bedingungen 
erlaubt und mit strengen Auflagen 
versehen. Diese rechtlichen Auflagen der 
Administrativhaft sind unter anderem in 
der Vierten Genfer Konvention und im 
Internationalen Pakt über bürgerliche 
und politische Rechte, dem sogenannten 
UN-Zivilpakt geregelt.

Es handelt sich bei diesen beiden 
Abkommen um völkerrechtlich bin-
dende Verträge, welche die rechtlichen 
Grundlagen einer Besatzungsmacht 
innerhalb des von ihr besetzten Gebietes 
regeln. Israel ist gemäß internationalen 
Rechts als Besatzungsmacht in den palästi-
nensischen Gebieten an die 1951 ratifi-
zierten Genfer Abkommen sowie den 
1991 ratifizierten UN-Zivilpakt gebunden. 
Zivilpersonen in den besetzten Gebieten 
können dabei von der Besatzungsmacht 
lediglich in Administrativhaft genom-

men werden, wenn eine Bedrohung der 
Existenz oder der öffentlichen Sicherheit 
vorliegt. Kollektive Verhaftungen sowie 
der Transport in Gefängnisse außerhalb 
der besetzen Gebiete sind verboten.

Administrativhaft darf nur als letzte 
Maßnahme und unter zeitlicher 
Beschränkung erfolgen. Die Gründe 
der Verhaftung müssen spätestens 
alle 6 Monate auf ihre Gültigkeit 
überprüft werden. Dem Recht auf 
Berufung und Überprüfung vor einem 
unabhängigen Gericht muss dabei 
jedem Administrativhäftling zustehen. 
Administrativhaft darf zudem nicht als 
Ersatz für einen ordentlichen Strafprozess 
oder als Strafmaßnahme missbraucht 
werden.

Administrativhaft in Israel

Die Implementierung der 
Administrativhaft im nationalen isra-
elischen Recht erfolgt sowohl im bin-
nenländischen Gesetzesrecht Israels 
als auch in der Militärlegislative der 
besetzten palästinensischen Gebiete. Im 
Zusammenhang mit Administrativhaft 
sind dabei drei Gesetze von Bedeutung, 
die jeweils entweder das Westjordanland, 
den Gazastreifen oder Israel innerhalb 
der grünen Linie und die entsprechende 
Bevölkerung betreffen.

Die meisten Administrativhaftbefehle 
werden unter Artikel 285 der Military 
Order 1651 ausgesprochen und bezie-
hen sich auf die im Westjordanland 
lebende palästinensische Bevölkerung. 
MilitärkommandantInnen sind gemäß 
den Bestimmungen der Military Order 
dazu ermächtigt eine bestimmte Person 
zu inhaftieren, wenn sie hinreichende 
Gründe haben zu glauben, dass diese eine 

Derzeit befinden sich 183 
PalästinenserInnen in 
Administrativhaft, unter 
ihnen Menschenrechts­
verteidigerInnen und 
JournalistInnen sowie 
neun Mitglieder des palä­
stinensischen Legislativ­
rats. Zwei Marburger Po­
litikwissenschaftlerinnen 
haben zu diesem Thema 
eine beeindruckende Aus­
stellung geschaffen und 
berichten hier über ein 
völkerrechtwidriges Un­
terdrückungsinstrument.

„Haft ohne Anklage“

Nora Demirbilek und Katerina Peros 
sind Politikwissenschaftlerinnen aus 
Marburg und haben die Ausstellung 
„Haft ohne Anklage“ konzipiert. 

Kontakt zu den Autorinnen 
und Informationen über die 

Ausstellung unter  
Peros@students.uni-marburg.de



		  www.frsh.de · Der Schlepper Nr. 69 · 6/2014 · 59 

		  Flüchtlinge weltweit

Administrativhaft legitimiert. Und stellt 
darüber hinaus fest, dass auch der 
Ausnahmezustand in Israel eine derartige 
Abweichung von dem Recht auf ein faires 
Gerichtsverfahren nicht rechtfertigt.

Israel fehlt daher für die Inhaftierung 
von Menschen ohne Anklage die recht-
liche Grundlage. Die gesamte Anwendung 
der Administrativhaft durch den israe-
lischen Staat stellt demnach ein Verstoß 
gegen die im UN-Zivilpakt vertraglich 
geregelten Menschenrechte dar.

Der UN-Ausschuss gegen Folter weist 
zusätzlich darauf hin, dass die ständige 
Unsicherheit für die Betroffenen und die 
Anwendung von Administrativhaft über 
längere Zeiträume hinweg auf grausame, 
unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung oder Strafe hinauslaufen 
kann. Auch dies ist nach internationalem 
Recht unter allen Umständen verboten. 
Israel verstößt bei der Durchführung der 
Administrativhaft zusätzlich gegen weitere 
Auflagen des internationalen Rechts. 
So zum Beispiel durch den Transfer 
von Gefangenen in israelisches Gebiet, 
unzureichende Haftbedingungen und die 
Verwehrung des Besuchsrechts.

Diese völker- und menschenrechts
widrige Durchführung der Administrativ
haft beruht dabei nicht auf dem Fehl
verhalten Einzelner, sondern ist sowohl 
im israelischen Recht als auch in der 
Militärgesetzgebung des besetzten West
jordanlandes fest verankert. Es handelt 
sich somit um systematische Rechts
brüche. Israelische und palästinensische 
Menschenrechtsorganisationen sprechen 
davon, dass Administrativhaft nicht selten 
als Ersatz für Strafverfolgung dient. Israel 
nutze die administrative Inhaftierung in 
vielen Fällen als „schnelle und effektive 
Alternative zu einem Strafprozess“. In 

konkrete Bedrohung für die „regionale 
oder öffentliche Sicherheit“ darstellt. 
Israel hat die Kriterien für „regionale oder 
öffentliche Sicherheit“ jedoch nicht näher 
definiert.

PalästinenserInnen werden im Rah
men dieser Haft ohne Anklage, ohne 
Prozess und Urteil zunächst für bis zu 
sechs Monate inhaftiert. Anstatt eines 
Gerichtsverfahrens findet lediglich nach-
träglich eine sogenannte „richterliche 
Überprüfung“ des bereits erlassenen 
Haftbefehls statt. Der genaue Grund 
für die Verhaftung wird dabei weder 
den Inhaftierten selbst, noch ihren An
wältInnen mitgeteilt. Stattdessen genügt 
ein Verweis auf „Gründe der regio-
nalen Sicherheit oder der öffentlichen 
Sicherheit“.

Auch ist es nicht notwendig, dass 
Beweise gegen die Häftlinge vorgebracht 
werden. Vielmehr ist es zulässig, alle bela-
stenden Materialien vor den Häftlingingen 
und der Verteidigung geheim zu halten. 
Da die AnwältInnen die Vorwürfe somit 
nicht nachvollziehen oder anfechten 
können, haben sie kaum eine Möglichkeit 
ihre MandantInnen zu verteidigen. Die 
Haftanordnung kann nach Ablauf ihrer 
Befristung durch eine erneute richter-
liche Überprüfung in derselben Weise 
immer wieder aufs Neue verlängert 
werden, sodass sich viele palästinensische 
Administrativhäftlinge über Jahre hinweg 
im Gefängnis befinden, ohne zu wissen, 
ob und wann sie frei gelassen werden.

In den Regelungen zur Administrativhaft 
in der Military Order 1651 sind keine 
gesonderten Bestimmungen für Kinder 
vorgesehen. Administrativhaft ist somit 
für Kinder genauso wie für Erwachsene 
anwendbar. Auch in der Praxis unterschei-
det sich die Behandlung von Kindern in 
Administrativhaft demnach kaum von der 
Behandlung der Erwachsenen.

Der israelische Staat legitimiert die 
Anwendung von Administrativhaft durch 
den kurz nach der Staatsgründung 1948 
ausgerufen Ausnahmezustand und beruft 
sich dabei auf Artikel 4 des UN-Zivilpakts, 
um explizit das Recht auf willkürlichen 
Freiheitsentzug außer Kraft zu setzen. 
Dieser Ausnahmezustand besteht seit 
nunmehr 65 Jahren unverändert fort 
und ist im Rechtssystem des Staates fest 
verankert. Artikel 4 des UN-Zivilpakts 
hingegen definiert Notstand als „vorüber-
gehenden Ausnahmezustand“.

UN-Menschenrechts
ausschuss übt Kritik

Der UN-Menschenrechtsausschuss 
hat daher mehrfach festgestellt, dass 
sich die israelische Praxis mit dieser 
Argumentation nicht legitimieren 
lässt. Der Ausschuss wies darauf 
hin, dass Maßnahmen im Rahmen 
der Notstandsgesetzgebung stets 
„Ausnahmecharakter haben und zeit-
lich begrenzt sein müssen“ sowie „sich 
auf das unbedingt notwendige Ausmaß 
beschränken müssen“. Dies sei bei der 
israelischen Administrativhaft nicht der 
Fall. Daher forderte er wiederholte 
Male, dass Israel die Aufrechterhaltung 
des Ausnahmezustandes überdenke, 
mit dem Israel die Anwendung von 

Weil Administrativhaft per se eine Reihe von Rechten 
zu verletzen droht ist sie im internationalen Recht 
grundsätzlich nur unter festgelegten Bedingungen 
erlaubt und mit strengen Auflagen versehen.
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diesem Falle würde davon profitiert, dass 
dem oder der Angeklagten keine Beweise 
vorgelegt werden müssen. Aus diesem 
Grund nimmt Administrativhaft in Israel 
vielmehr den Charakter einer Routine
maßnahme an.

In Artikel 9 des UN-Zivilpaktes ist 
festgelegt, dass alle Menschen vor will
kürlicher Verhaftung geschützt sind und 
somit niemand ohne ein faires Gerichts
verfahren in Haft genommen werden 
darf. Unter den Administrativhäftlingen 
befinden sich jedoch auch Menschen, die 
aufgrund ihrer politischen Meinung und 
ihrem gewaltfreien politischen Handeln 
in Haft genommen werden. Die palästi-
nensische Menschenrechtsorganisation 
Addameer spricht daher nicht zuletzt 
davon, dass die von Israel praktizierte 
Administrativhaft von einer politischen 
Motivation geleitet ist, diese Form der 
Haft als ein Instrument für die Kollektiv
bestrafung der palästinensischen Gesell
schaft anzuwenden, um damit zivilen 
Widerstand gegen die Besatzung zu 
unterdrücken.

In diesem Zusammenhang kann 
auch von der Inhaftierung sogenann-
ter „Schlüsselindividuen“ gesprochen 
werden. Damit sind Menschen gemeint, 
die sowohl politisch aktiv sind, mit hoff-
nungsvollem Blick in die Zukunft schauen, 
als auch darüber hinaus die Fähigkeit 
besitzen, andere Menschen zu mobili-

Erklärung zur Situation in Gaza und der Ein- und 
Ausreisemöglichkeit

Seit der Besatzung 1967 leiden die Bewohner des Gaza-Streifens, nicht 
zuletzt seit 2005 (Rückzug der israelischen Truppen und der Siedler 
aus den Städten aus dem Gaza-Streifen), so dass der Lebensstandard 
erheblich gesunken ist.
Es wurde seitdem die Infrastruktur ständig zerstört, die 
Wasserversorgung kollabierte, insbesondere für Trink- und 
Kochwasser des alltäglichen Gebrauchs. Genauso ist die Situation mit 
der Stromversorgung, die bestenfalls für maximal 4-8 Stunden pro Tag 
verfügbar ist. Zur Einfuhr von Lebensmitteln und Medikamenten sei 
gesagt, sie werden nur so weit erlaubt, um die Situation zu überleben, 
das betrifft aber nicht die Schwerkranken.
Die Ein- und Ausreise ist erheblich schwerer geworden, da der Kontakt 
zur Außenwelt und zur Westbank von Seiten Israels ausgeschlossen 
ist. Es ist nicht erlaubt über israelische Grenzübergänge zu passieren; 
so bleibt nur die einzige Möglichkeit über die Grenze zu Ägypten. Das 
können nur die Bewohner des Gaza-Streifens, die einen Ausweis mit 

einer israelischen Nummer haben. 
Diese Raffah-Grenze hat seit Jahren immer nur sporadisch funktioniert. 
Erstmals mit den EU-Beobachtern, (bis Hamas die Macht übernommen 
hat), seit 2007 ist die Grenzübergangsöffnung noch schwerer 
geworden und für Monate geschlossen geblieben.

Zur heutigen Situation (seit Januar 2011) ist der Grenzübergang, 
abgesehen von ein paar Monaten, so gut wie unmöglich. Die 
ägyptische Regierung hält diesen Grenzübergang geschlossen, 
insbesondere seit den Unruhen auf dem Sinai und den Angriffen 
auf Militärstützpunkte und Zivileinrichtungen in der Nähe des 
Grenzübergangs, weil die Durchfahrt durch den Sinai nicht gesichert 
ist.

Abschließend betrachtet, ist nach unseren Beobachtungen die Ein- 
und Ausreise so gut wie unmöglich.

15.11.2013 
Nader El Sakka, 1. Vorsitzender 

Palästinensische Gemeinde in Hamburg und Umgebung e. V. 
Mitglied der Gemeinde Deutschland

sieren, Widerstand gegen die Besatzung 
zu leisten. Mit der Verhaftung dieser 
Schlüsselpersonen versucht der israelische 
Staatsapparat dem Aufbau einer aktiven 
palästinensischen Zivilgesellschaft entge-
gen zu wirken.

Aus diesem Grund kann Administrativ
haft nicht zuletzt als Einschüchterungs- 
und Kontrollmechanismus innerhalb 
des israelischen Besatzungssystems 
beschrieben werden. Die Auswirkungen 
der Administrativhaft auf Häftlinge und 
deren Umfeld umfassen dabei nicht 
nur Hilflosigkeit und Perspektivlosigkeit 
des einzelnen Administrativhäftlings 
und seines direkten Umfeldes, sondern 
beziehen sich auch auf das sich ausbrei-
tende Ohnmachtsgefühl einer ganzen 
Gesellschaft, die in einer Situation lebt, 

in der rechtsstaatliche Prinzipien für sie 
keine Gültigkeit besitzen, was sich unter 
anderem unmittelbar darin äußert, dass 
jeder und jede einzelne in der ständigen 
Ungewissheit lebt, unter einem admini-
strativen Haftbefehl verhaftet werden zu 
können.

Dies führt zu einem Vertrauensverlust 
der palästinensischen Gesellschaft, den 
Status quo überwinden zu können, was 
sich nicht zuletzt darauf zurückführen 
lässt, dass die im internationalen Recht 
verankerten Schutzmechanismen, vor 
allem in Bezug auf das Recht auf Freiheit 
und Schutz vor willkürlicher Haft, für 
die palästinensische Gesellschaft in den 
besetzten Gebieten in der Praxis nicht 
greifen.
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